Dee 
Geſetz-Sammlung 
für die 
Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


. 


(Ar. 4590.) Beſtaͤtigungs-Urkunde, betreffend das Statut der unter dem Namen: „Neu 
Schottland Berg- und Huͤtten-Aktienverein“, mit dem Domizil zu Dort⸗ 
mund errichteten Aktiengeſellſchaft. Vom 29. Dezember 1856. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


fuͤgen hiermit zu wiſſen, daß Wir die Errichtung einer Aktiengeſellſchaft unter 
dem Namen: „Neu Schottland Berg- und Huͤtten⸗Aktienverein“, deren Sitz in 
Dortmund ſein ſoll, und die Zwecke hat: 


a) das Aufſuchen und den An- und Verkauf von Kohlen, Erzen und allen 

nutzbaren Mineralien und Foſſilien im In- wie im Auslande, die Er⸗ 
langung, Erwerbung oder Pachtung der zu ihrer Ausbeutung erforder— 
lichen Rechte und Konzeſſionen; f a 

b) die Ausbeutung, Verhuͤttung reſp. Zugutemachung der unter a. genann⸗ 
ten Kohlen, Erze, Mineralien und Foſſilien; die weitere Verarbeitung 
der Metalle in allen dem Konſum anpaſſenden Formen, den Ankauf oder 
die Pachtung vorhandener und die Errichtung neuer Werke; die Erwer⸗ 
bung von Waſſerkraͤften und ſonſtigen Realitaͤten, ſowie den Handel mit 
den gewonnenen Produkten und Fabrikaten; 


auf Grund des Geſetzes vom 9. November 1843. genehmigt und dem in dem 
notariellen Akte vom 31. Oktober 1856. feſtgeſtellten und vereinbarten Gefell- 
ſchaftsſtatute Unſere landesherrliche Beſtaͤtigung mit der Maaßgabe ertheilt 
haben, daß zuſaͤtzlich zu H. 2. die Geſellſchaft verpflichtet fein ſoll, außer bei 
dem Gerichte ihres Domizils auch vor denjenigen Gerichten, in deren Bezirken 
ihre gewerblichen Anlagen belegen find, ruͤckſichtlich der aus dem Betriebe der⸗ 
ſelben herruͤhrenden Anſpruͤche als Verklagte Recht zu nehmen, welche Beſtim⸗ 
mung jedoch auf das Verhaͤltniß der Aktionaire als ſolcher zu der Geſellſchaft 
keine Anwendung findet; und daß das im H. 39. gedachte Aufſichtsrecht auch 
denjenigen Regierungen vorbehalten bleibt, in deren Bezirken die Geſellſchaft 
Geſchaͤfte betreibt. 
Wir befehlen, daß dieſe Urkunde mit dem vorerwaͤhnten notariellen Akte 
vom 31. Oktober 1856. fuͤr immer verbunden und nebſt dem Wortlaute des 
Jahrgang 1857. (Nr. 4590) 6 f Statuts 


Ausgegeben zu Berlin den 31. Jauugr 1857. 


„ 


Statuts durch die Geſetz Sammlung und durch das Amtsblatt Unſerer Re⸗ 
gierung zu Arnsberg zur öffentlichen Kenntniß gebracht werde. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 


tem Koͤniglichen Inſiegel. 
Gegeben Charlottenburg, den 29. Dezember 1856, 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. Simons. 


Statut 


fuͤr 


Neu Schottland Berg- und Hütten⸗Aktienverein. 


i Titel I. 
Bildung, Sitz, Dauer und Gegenſtand der Geſellſchaft. 


H. 1. 


Unter Vorbehalt landes herrlicher Genehmigung wird zwiſchen den Unter⸗ 
zeichneten und allen denjenigen, welche ſich durch Erwerbung von Aktien be⸗ 
theiligen werden, durch N Urkunde eine Aktiengeſellſchaft nach Maaß⸗ 
a des Geſetzes vom 9. November 1843. errichtet. Dieſelbe erhält den 

amen: a 


„Neu Schottland Berg- und Huͤtten-Aktienverein.“ 
N 


Das gefegliche Domizil der Geſellſchaft iſt Dortmund, Regierungsbezirk 
Arnsberg. : | | 


H. 3. 


Die Dauer der Geſellſchaft iſt auf funfzig Jahre beſtimmt und beginnt 


mit dem Tage der landesherrlichen Genehmigung. Die Generalverſammlung 
kann in der durch H. 38. beſtimmten Weiſe eine Verlaͤngerung der Dauer der 
Geſellſchaft über dieſe Friſt hinaus beſchließen. Dieſer Beſchluß unterliegt der 
landesherrlichen Genehmigung. ö f 


H. 4. 
Der Zweck der Geſellſchaft iſt: 5 
a) das Aufſuchen und der An- und Verkauf von Kohlen, Erzen und allen 


nutzbaren Mineralien und Foſſilien im In⸗ wie im Auslande, die Erz 
lan⸗ 
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langung, Erwerbung oder Pachtung der zu ihrer Ausbeutung erforder⸗ 
lichen Rechte und Konzeſſionen; ; i 

b) die Ausbeutung, Verhuͤttung reſp. Zugutemachung der unter a. genann⸗ 
ten Kohlen, Erze, Mineralien und Foſſilien; die weitere Verarbeitung 
der Metalle in allen dem Konſum anpaſſenden Formen, der Ankauf oder 
die Pachtung vorhandener und die Errichtung neuer Werke; die Erwer⸗ 
bung von Waſſerkraͤften und ſonſtigen Realitäten, ſowie der Handel mit 
den gewonnenen Produkten und Fabrikaten. 


Titel II. 
Geſellſchaftskapital, Aktien, Aktionaire. 


$ 5. 


Das Geſellſchaftskapital iſt zu zwei Millionen Thaler Preußiſch Kurant 
feſtgeſetzt und zerfällt in zehntauſend Aktien, jede zu zweihundert Thaler. 


H. 6. 


Die Aktien der Geſellſchaft, auf jeden Inhaber lautend, werden in nach⸗ 
folgender Art ausgefertigt. Jede Aktie wird mit einer fortlaufenden Nummer 
verſehen, aus dem Stammregiſter ausgezogen und von drei Mitgliedern des 
Verwaltungsrathes unterzeichnet. Mit jeder Aktie werden fuͤr eine Anzahl 
von hoͤchſtens fünf Jahren Dividendenſcheine, auf jeden Inhaber lautend, nebſt 
Talon ausgereicht, welche nach Ablauf des letzten Jahres durch neue erſetzt 
werden. Die Ausfertigung der Aktien, der Dividendenſcheine und der Talons 
erfolgt nach den beiliegenden Formularen. 


H. 7. 


Die Einzahlung der Aktienbetraͤge erfolgt nach dem Beduͤrfniſſe der Ge⸗ 
ſellſchaft in Raten von zehn Prozent jedesmal binnen vier Wochen nach einer 
in die durch F. 11. bezeichneten Zeitungen einzuruͤckenden Aufforderung des 
Verwaltungsrathes. Doch muſſen mindeſtens zehn Prozent des ausgegebenen 
Aktienkapitals ſofort nach Eingang der landesherrlichen enehmigung und min⸗ 
deſtens vierzig Prozent innerhalb des erſten Jahres nach Eingang der landes⸗ 

herrlichen Genehmigung eingezahlt werden. Ueber die Theilzahlungen werden 
auf den Namen lautende Interimsquittungen ertheilt und nach Einzahlung des 
vollen Betrages gegen die Aktiendokumenke ausgewechſelt. 


H. 8. 


Wer innerhalb der im H. 7. feſtgeſetzten Friſt die Zahlung nicht leiſtet, 
verfaͤllt zu Gunſten der Geſellſchaft in eine Konventionalſtrafe von einem Fuͤnf⸗ 
tel des ausgeſchriebenen Betrages. Wenn innerhalb zweier Monate nach einer 

(Nr. 4590.) 6° erneuer⸗ 


en 


erneuerten, durch rekommandirte, an den aus der urſpruͤnglichen Aktienzeich⸗ 
nung oder aus der letzten Ratenzahlung dem Verwaltungsrathe bekannten In⸗ 
haber zu richtende Briefe und durch die Geſellſchaftsblaͤtter öffentlich zu er⸗ 
laſſenden Aufforderung die Zahlung nicht erfolgt, ſo iſt die Geſellſchaft berech- 
tigt, die bis dahin eingezahlten Raten als verfallen und die durch die Raten⸗ 
zahlung, ſowie durch die urſpruͤngliche Aktienzeichnung dem Aktiongir gegebenen 
Anſpruͤche auf den Empfang von Aktien fuͤr vernichtet zu erklaͤren. Eine 
ſolche Erklaͤrung erfolgt auf Beſchluß des Verwaltungsrathes durch oͤffentliche 
Bekanntmachung unter Angabe der Nummern der Aktien. An die Stelle der 
auf dieſe Art ausgeſchiedenen Aktionaire koͤnnen von dem Verwaltungsrathe 
neue Aktienzeichner zugelaſſen werden. Derſelbe iſt auch berechtigt, die faͤlli⸗ 
gen Einzahlungen nebſt der Konventionalſtrafe gegen die erſten Aktienzeichner 
gerichtlich einzuklagen, ſo lange die letzteren noch geſetzlich verhaftet find. Iſt 
jedoch die Zahlung der ruͤckſtaͤndigen Beträge auf Grund der gerichtlichen Klage 
erfolgt, fo findet eine Praͤkluſion des verklagten Aktionairs nicht mehr ſtatt. 


H. 9. 


Ueber den Betrag der Aktien hinaus iſt kein Aktionair, unter welcher 
Bedingung es auch ſei, zu Zahlungen verpflichtet, den einzigen Fall der im 
H. 8. vorgeſehenen Konventionalſtrafe ausgenommen. Jeder Aktionair nimmt 
durch die Zeichnung oder den Erwerb einer Aktie, ſoweit es ſich um die Er⸗ 
füllung feiner Verpflichtungen gegen die Geſellſchaft handelt, ſeinen Gerichts⸗ 
ſtand vor dem Kreisgerichte zu Dortmund. Alle Inſinuationen erfolgen guͤltig 
an die in Dortmund wohnende, von ihm zu beſtimmende Perſon oder an das 


daſelbſt beſtehende, von ihm zu bezeichnende Haus, nach Maaßgabe der §§. 20. 


und 21. Theil I. Titel 7. der Allgemeinen Gerichts⸗Ordnung, und in Ermon⸗ 
elung der Beſtimmung einer Perſon oder eines Hauſes auf dem Sekretariate 
des Königlichen Kreisgerichts zu Dortmund. 


H. 10. 


Gehen Aktien oder Talons verloren, fo iſt deren Mortiſikation bei dem Kö⸗ 
niglichen Kreisgerichte zu Dortmund zu beantragen. Die Proklamata ſind aber 
auch durch die im H. 14. bezeichneten Geſellſchaftsblaͤtter zur Öffentlichen Kennt⸗ 

niß zu bringen. An Stelle der rechtskraͤftig für mortifizirt erklaͤrten Aktien 
oder Talons werden unter Eintragung des Datums des Urtheils in das Ak⸗ 
tienbuch neue Aktien reſp. Talons ausgefertigt. Eine Mortifikation verlorener 
oder vernichteter Dividendenſcheine findet nicht ſtatt. Doch ſoll demjenigen, 
welcher den Verluſt von Dividendenſcheinen vor Ablauf der Verjaͤhrungsfriſt 
bei dem Verwaltungsrathe anmeldet und den ſtattgehabten Beſitz durch Vor⸗ 
zeigung der Aktien oder ſonſt in glaubhafter Weiſe darthut, nach Ablauf der 
Verjahrungsfriſt der Betrag der angemeldeten und bis dahin nicht vorgekom⸗ 
menen Dioidendenſcheine gegen Quittung ausgezahlt werden. = 

Die Koften des Mortifitationsverfahrens fallen nicht der Geſellſchaft, 
ſondern dem Betheiligten zur Laſt. ni 

H. 11. 


„ 


H. 


Alle öffentlichen Bekanntmachungen der Geſellſchaft erfolgen im Preu⸗ 
ßiſchen Staats-Anzeiger, in der Weſtphaͤliſchen, der Koͤlniſchen und der Elber⸗ 
felder Zeitung. Beim Eingehen eines der genannten Blaͤtter hat der Verwal⸗ 
tungsrath, vorbehaltlich der Genehmigung der Regierung und der naͤchſten Ge⸗ 
neralverſammlung, zu beſtimmen, welches Blatt an deſſen Stelle treten ſoll, und 
deſſen Wahl ſofort durch die uͤbrigen Geſellſchaftsblaͤtter bekannt zu machen. 

Die Regierung iſt befugt, die Wahl anderer Geſellſchaftsblaͤtter zu 
fordern oder nöthigenfalls dieſelben vorzuſchreiben, und find die hiernach eintre⸗ 
tenden Aenderungen durch die bisherigen Geſellſchaftsblaͤtter und durch die 
ee derjenigen Regierungen bekannt zu machen, in deren Bezirke jene 
erſcheinen. 


5 Titel IM. 
Von dem Verwaltungsrathe. 


9. 12. 


Zur oberen Leitung der Geſchaͤfte der Geſellſchaft, ſowie zur Vertretung 
derſelben wird ein aus neun Mitgliedern beſtehender Verwaltungsrath von der 
Generalverſammlung der Aktionaire ernannt. N f 

Die Wahlverhandlung erfolgt nach der im H. 28. vorgeſchriebenen Form 
in Gegenwart eines Notars oder gerichtlich, und eine gerichtliche oder nota⸗ 
rielle Ausfertigung des Wahlakts bildet die Legitimation des Verwaltungs⸗ 
rathes. Die Namen der Mitglieder des Verwaltungsrathes werden in den 
im H. 11. erwähnten Zeitungen öffentlich bekannt gemacht. Der Verwaltungs⸗ 
rath wird alle zwei Jahre zum Drittel erneuert, indem jedesmal drei, und zwar 
die aͤlteſten Mitglieder austreten. Bis die Reihe im Austritt ſich gebildet, ent⸗ 
ſcheidet daruͤber das Loos. Die austretenden Mitglieder ſind jedesmal wieder 
wählbar. Mitglieder, welche in Falliſſement gerathen, ſcheiden aus dem Ders 
waltungsrathe aus. 


H. 13. 


Jedes Mitglied des Verwaltungsrathes muß mindeſtens fuͤnf und zwan⸗ 
zig Aktien beſitzen oder erwerben. Die Dokumente dieſer Aktien werden in die 
Geſellſchaftskaſſe hinterlegt und bleiben, ſo lange die Funktionen des Inhabers 
als Mitglied des Verwaltungsrathes dauern, unveraͤußerlich. 


§. 14. 


Der Verwaltungs rath ernennt unter feinen Mitgliedern einen Praͤſiden⸗ 
ten und einen Vizepraͤſidenten. Ihre Funktionen dauern Ein Jahr. Sie koͤn⸗ 
Gr. 4590.) a nen 
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nen wieder gewählt werden. In Fällen der Abweſenheit wird der Praͤſident 
von dem Vizepraͤſidenten, dieſer von dem an Jahren älteften Mitgliede des 
Verwaltungsrathes vertreten. Sind Beide abweſend, ſo tritt das aͤlteſte Mit⸗ 
glied an die Stelle des Erſteren, das naͤchſtälteſte an Stelle des Letzteren. 


$. 15. 


Erledigt ſich die Stelle eines Mitgliedes des Verwaltungsrathes, ſo wird 
dieſelbe proviſoriſch vom Verwaltungsrathe beſetzt. Ueber die vorzunehmende 
Ergaͤnzungswahl iſt ein gerichtliches oder notarielles Protokoll aufzunehmen 
und das Refultat der Wahl durch die Geſellſchaftsblaͤtter bekannt zu machen. 
Die getroffene proviforifche Wahl hat der Verwaltungsrath der nächften Ge⸗ 
neralverſammlung vorzulegen, und von ihr geht die definitive Ernennung aus. 

Das auf dieſe Weiſe ernannte Mitglied des Verwaltungsrathes uͤbt fein 
Amt nur bis zu dem Zeitpunkte aus, bis zu welchem die Funktionen desjeni⸗ 
gen, den es vertritt, gedauert haben wuͤrden. 


H. 16. 


Der Verwaltungsrath verſammelt ſich, ſo oft er es fuͤr noͤthig erachtet, 
an feſtzuſetzenden Terminen auf Einladung des Praͤſidenten in der Regel min⸗ 
deſtens alle zwei Monate, und zwar in der Regel zu Dortmund, um von dem 
Gange der Geſchaͤfte Kenntniß zu nehmen und Erforderliches zu beſchließen. 

Die Einladung des Verwaltungsrathes muß erfolgen, wenn deſſen Ver⸗ 
ſammlung von mindeſtens zwei Mitgliedern des Verwaltungsrathes beantragt 
iſt. Die Beſchluͤſſe des Verwaltungsrathes werden nach abſoluter Stimmen⸗ 
mehrheit der anweſenden Mitglieder gefaßt. Im Falle der Stimmengleichheit 
entſcheidet die Stimme des Präfidenten, oder in deſſen Abweſenheit des Vize⸗ 
Praͤſidenten, beziehungsweiſe des in deren Stelle tretenden anweſenden aͤlteſten 
Mitgliedes des Verwaltungsrathes. Zur Faſſung eines guͤltigen Beſchluſſes iſt 
die Anweſenheit von mindeſtens fuͤnf Mitgliedern erforderlich. Die Einladun⸗ 
gen des Verwaltungsrathes erfolgen mittelſt mindeſtens acht Tage vor der Ver⸗ 
ſammlung zur Poſt gegebener rekommandirter Briefe durch den Praͤſidenten 
reſp. Vizepraͤſidenten. 


$. 17. 


. Der Verwaltungsrath iſt befugt, alle Adminiſtrations- und Eigenthums⸗ 
Handlungen fuͤr die Geſellſchaft vorzunehmen, namentlich auch Konzeſſtonen, 
Werke, Grundſtuͤcke und Gerechtſame zu erwerben und zu veraͤußern, Aktio⸗ 
Kapitalien und Immobiliar⸗Kaufſchillinge einzuziehen, Hypothekar⸗Eintragungen 
zu nehmen, Hypothekar⸗Loſchungen zu bewilligen, die Verwendung und Anle⸗ 
gung der disponiblen Fonds zu beſtimmen, das Erforderniß, die Ark und Weiſe, 
ſowie die Bedingungen der zu machenden Anleihen anzuordnen, uͤber Anſchaf⸗ 
fung oder Veraͤußerung von Maſchinen, die zum Betriebe der Bergwerke und 
zur Fabrikation der Produkte erforderlich ſind, uͤber die Anlegung von Schaͤch⸗ 
| ten, 
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ten, Stollen und anderen wichtigen Arbeiten in den Bergwerken, uͤber Neu⸗ 
bauten, große Reparaturen an den Immobilien und die Errichtung neuer Eta⸗ 
bliſſements, uͤber alle Vertraͤge, welche ſich auf die Regulirung der Preiſe und 
des Abſatzes der Produkte der Geſellſchaft beziehen, und uͤber alle Ueberein⸗ 
kuͤnfte zur Theilnahme an Geſchaͤften mit Anderen, zu beſchließen. Der Ver⸗ 


waltungsrath ernennt und entſetzt nach Anhörung oder auf den Antrag des 
Generaldixektara alle Beamten er fg N,ů ag -a. dv Deb. He chrilffrir bev Oerwul⸗ 


und eine kungsrathes erwählt und ernennt derſelbe einen Generaldirektor und ſetzt deſſen 
beſtimmt Befugniſſe, Rechte und Remuneration in einem mit ihm abzuſchließenden Ver⸗ 
das Intereſſe der Geſellſchaft anbetrifft, Verträge abzufchließen, ſich zu ver⸗ 


gleichen, zu kompromittiren und zu fubftituiren. ‚Käufe und Verkaufe von Im⸗ 
mee chice rauen Thatern, ſo Tann die Weneralverjammlung ſie auf dieſen 


treBetrag herabſetzen. Der Verwaltungsrath ſtellt die Vertheilung des Fixums 
Gſowoh als der Tantieme unter ‚feine Mitglieder feſt. rium Cine 
ſcheidungen liegt in den Beſchluͤſſen der Generalverſammlung uͤber die auszu⸗ 
führenden Maaßregeln zugleich die Ertheilung der General- und Spezial⸗Voll⸗ 
A an den Verwaltungsrath, dieſe Beſchluͤſſe zu vollziehen oder vollziehen 
zu laſſen. 


$. 18. 


Alle Ausfertigungen der Beſchluͤſſe des Verwaltungsrathes und die von 
demſelben zu ertheilenden Vollmachten muͤſſen von mindeſtens zwei Mitgliedern 
des Verwaltungsrathes unterzeichnet ſein. 5 


‘ W 40 
Der Verwaltungsrath bezieht waͤhrend der erſten zwei Jahre, außer 
dem Erſatze für die durch feine Funktionen veranlaßten Auslagen, fuͤr feinequßer 
Muͤhewaltung einſchließlich Reiſe⸗ und Zehrungskoſten eine Verguͤtung von vier⸗ ſeine 
taufen ee: ung Sehrkingsröften eine Vergütung von vier⸗ 
tauſend Thalern pro Jahr. Mit dem dritten Jahre anfangend faͤllt das Firum 
von viertauſend Thalern weg und tritt in deſſen Stelle eine Tantieme von vier 
Prozent von dem Jahresgewinne. Ueberſteigt jedoch dieſe Tantieme die Summe 
von achtzehn tauſend Thalern, ſo kann die Generalverſammlung ſie auf dieſen b 
eee herabſetzen. Der Verwaltungsrath ſtellt die Vertheilung des Fixums 
ſowohl als der Tantieme unter ſeine Mitglieder feſt. 


Titel IV. 
Vom Generaldirektor. 


9. 20. 


Zur ſpeziellen Fuͤhrung der Geſchaͤfte nach den Beſchluͤſſen des Verwal⸗ 
tungsrathes erwaͤhlt und ernennt derſelbe einen Generaldirektor und ſetzt deſſen 
Befugniſſe, Rechte und Remuneration in einem mit ihm abzuſchließenden Ver⸗ 
trage feſt. 

(Nr, 4590) Die 
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Die Wahl des Generaldirektors hat zum gerichtlichen oder notariellen 
Protokolle zu geſchehen, und iſt der Name deſſelben in den Geſellſchaftsblaͤt⸗ 
tern bekannt zu machen. 


Der mit dem Generaldirektor abzuſchließende Vertrag ſoll dem Verwal⸗ 


tungsrathe ausdruͤcklich das Recht vorbehalten, jederzeit den Generaldirektor 
mitkelſt eines von mindeſtens ſechs Mitgliedern des Verwaltungsrathes mit 


mindeſtens fünf affirmativen Stimmen gefaßten Beſchluſſes wegen grober Dienſt⸗ 


vergehen oder grober Fahrlaͤſſigkeit von ſeinen Amtsverrichtungen zu ſuspendi⸗ 
ren, auch aus den angegebenen oder anderen Gruͤnden auf ſeine Entlaſſung 


bei der Generalverſammlung anzutragen. Die Entlaſſung wird von der Ge⸗ 


neralverſammlung, nachdem der Generaldirektor zur Vertheidigung aufgefordert 
worden iſt, ausgeſprochen, wenn wenigſtens drei Viertel der Stimmen der an⸗ 
weſenden Aktionaire dem desfallſigen Beſchluſſe beitreten. Mit derſelben erloͤ⸗ 
ſchen alle ihm vertragsmaͤßig gewährten Anſpruche an die Geſellſchaft auf Ber 
a ö 00 Hm Gratifikationen oder andere Vortheile für die Zukunft 
von ſelbſt. 

Iſt der Generaldirektor nicht Mitglied des Verwaltungsrathes, ſo hat 
er in dieſem nur eine berathende Stimme. 


H. 21. 


Der Generaldirektor unterzeichnet die Korreſpondenz, ſowie alle Zah⸗ 


lungsanweiſungen auf den Kaſſirer und alle Quittungen. Er acceptirt, unter⸗ 
ſchreibt, indoſſirt alle Wechſel und Anweiſungen und zeichnet für alle laufen⸗ 
den Geſchaͤfte, welche als Ausfuͤhrung der bereits getroffenen Einrichtungen 
oder gefaßten Beſchluͤſſe, oder abgeſchloſſenen Vertraͤge zu betrachten ſind; doch 
muͤſſen alle Unterſchriften des Generaldirektors von einem der Mitglieder des 
Verwaltungsrathes oder in Behinderungsfaͤllen von einem zweiten Beamten 
der Geſellſchaft, den der Verwaltungsrath delegirt und deſſen Namen er in 
den Geſellſchaftsblaͤttern bekannt macht, kontraſignirt werden. Der General⸗ 
Direktor iſt verpflichtet, bei allen gerichtlichen Verhandlungen, bei welchen die 
Partei durch einen Bevollmaͤchtigten fich vertreten laſſen kann, die Rechte der 


Geſellſchaft wahrzunehmen. Seine Legitimation bildet eine gerichtliche oder no- 


tarielle Ausfertigung des Wahlakts. 


$ 22. 


Der Generaldirektor ernennt und entſetzt alle Beamten der Geſellſchaft, 
deren Ernennung und Entlaſſung nicht dem Verwaltungsrathe vorbehalten iſt. 
Er iſt befugt, diejenigen Beamten, deren Entlaſſung ihm nicht zuſteht, zu ſus⸗ 
pendiren, und hat uͤber die Entlaſſung derſelben die Entſcheidung des Verwal⸗ 
tungsrathes herbeizuführen. 


§. 23. 
Fuͤr Krankheits⸗ oder Behinderungsfaͤlle des Generaldirektors uͤbertraͤgt 
af aper 
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der Verwaltungsrath einem Stellvertreter proviſoriſch deſſen Funktion, macht 


der Regierung hiervon Anzeige und giebt auch dem Publikum durch die Ge— 
ſellſchaftsblaͤtter davon Nachricht. 


H. 24. 


Der Generaldirektor muß mindeſtens fuͤnf und zwanzig Aktien der Ge⸗ 
ſellſchaft beſitzen oder erwerben. Die Aktien werden in die Geſellſchaftskaſſe 
hinterlegt und duͤrfen, ſo lange die Funktionen des Inhabers dauern, weder 
veraͤußert noch uͤbertragen werden. f N 


Titel V. 
Von den Generalverſammlungen. 


H. 25. 


Nur diejenigen Aktionaire ſind zur Theilnahme an der Generalverſamm⸗ 
lung befugt und in derſelben ſtimmberechtigt, welche den Nachweis uͤber den 
Beſitz von mindeſtens fuͤnf Aktien innerhalb der beiden letzten Tage vor der 
Generaloerſammlung durch Vorzeigung der Aktien, beziehungsweiſe der Quit⸗ 
tungsbogen, liefern. Die Produktion der Aktien oder Quittungsbogen hat auf 
dem Buͤreau des Generaldirektors vor dem von dieſem zu bezeichnenden Beam⸗ 
ten zu erfolgen und ſind die produzirten Aktien oder Quittungsbogen bis nach 
abgehaltener Generalverſammlung bei der Geſellſchaftskaſſe zu deponiren. 

Abweſende Aktionaire können ſich in der Generalverſammlung durch an— 
dere ſtimmberechtigte Aktionaire vertreten laſſen. 

Je fuͤnf Aktien geben Eine Stimme, jedoch kann ein Aktionair durch 
Beſitz oder Vollmacht nicht mehr als funfzig Stimmen in ſich vereinigen. 

Minderjaͤhrige und andere Bevormundete werden durch ihre Vormuͤnder 
oder Kuratoren, Ehefrauen durch ihre Ehemaͤnner vertreten, auch wenn dieſe 
Vertreter ſelbſt nicht Aktionaire ſind. 

Beſitzer von Aktien, auf welche faͤllige Ratenzahlungen ruͤckſtaͤndig ſind, 
koͤnnen in der Generalverſammlung weder ein Stimmrecht ausuͤben, noch ſich 
vertreten laſſen. 


H. 26. 


Der Verwaltungsrath beruft mittelft öffentlicher Bekanntmachungen durch 
die im $. 11. erwähnten Zeitungen ſowohl die regelmäßigen, als auch außer- 
gewoͤhnlichen Generalverſammlungen, letztere, wenn er es fuͤr dienlich erachtet, 
oder wenn wenigſtens zehn Aktionaire, welche mindeſtens Eintauſend fuͤnfhun⸗ 
dert Aktien beſitzen, ſchriftlich darauf antragen. Die regelmaͤßigen General⸗ 
Verſammlungen finden im Monat November jeden Jahres ſtatt und werden, 
wie auch die außerordentlichen, am Sitze der Geſellſchaft abgehalten. 

Die Bekanntmachungen der ordentlichen, wie der außerordentlichen Ge⸗ 
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neralverſammlungen ſollen mindeſtens vier Wochen vor der Verſammlung 
ſtattfinden. 


§. 27. 


Alle Beſchluͤſſe der Generalverſammlungen werden, mit Ausnahme der 
Fälle, für welche die gegenwärtigen Statuten Anderes beſtimmen, mit abſoluter 
Stimmenmehrheit gefaßt. Sie find für alle Aftionaire bindend, auch für die 
nicht erſcheinenden oder vertretenen. Die Abſtimmung iſt in der Regel oͤffent⸗ 
lich und nur, wenn es von mindeſtens ſechs anweſenden Aktionairen verlangt 
wird, geheim. 

Bei öffentlicher Abſtimmung und ſich ergebender Stimmengleichheit ent⸗ 
ſcheidet die Stimme des Vorſitzenden. Ergiebt ſich bei geheimer Abſtimmung 
eine Stimmengleichheit, ſo iſt der betreffende Antrag als abgelehnt zu betrachten. 


H. 28. 


Die von der Generalverſammlung vorzunehmenden Wahlen erfolgen nach 
abſoluter Stimmenmehrheit in geheimer Abſtimmung. Tritt die abſolute Stim⸗ 
menmehrheit nicht ſofort beim erſten Skrutinium ein, ſo werden die Abſtim⸗ 
mungen uͤber die Kandidaten, welche uͤberhaupt Stimmen erhalten haben, mit 
Ausſchluß desjenigen, auf welchen ſich die wenigſten Stimmen vereinigt haben, 
fortgeſetzt, bis ſich die abſolute Mehrheit fuͤr Einen ergiebt. Bei Stimmen⸗ 
gleichheit entſcheidet das vom Vorſitzenden zu ziehende Loos. 


$. 29, 


Der jeweilige Vorſitzende des Verwaltungsrathes hat den Vorſitz in 
der Generalverſammlung zu fuͤhren und zwei Stimmzaͤhler zu ernennen. Zu 
Stimmzaͤhlern koͤnnen weder Mitglieder des Verwaltungsrathes, noch Beamte 
der Geſellſchaft ernannt werden. ö 

In den regelmäßigen Verſammlungen werden die Geſchaͤfte in nachfol⸗ 
gender Ordnung verhandelt: i 

a) Bericht des Verwaltungsrathes uͤber die Lage der Geſchaͤfte im Allge⸗ 
meinen und uͤber die Reſultate des verfloſſenen Jahres insbeſondere; 

b) Wahl der Mitglieder des Verwaltungsrathes; 

c) Berathung und Beſchlußnahme uͤber die Antraͤge einzelner Aktionaire; 
letztere muͤſſen mindeſtens vierzehn Tage vor dem Zuſammentritt der 
Generalverſammlung dem Verwaltungsrathe ſchriftlich eingereicht ſein; 

d) Wahl von drei Kommiſſarien, welche den Auftrag erhalten, die Bilanz 
zu prüfen, die der naͤchſten Generalverſammlung von dem Verwaltungs: 
rathe vorzulegen iſt. Die Funktionen der Kommiſſarien fangen erſt einen 
Monat vor Vorlegung der Bilanz an die Generalverſammlung an, und 
hören mit dem Schluſſe dieſer Verſammlung auf. Im Laufe des Mo⸗ 
nats ihrer Funktionen unterſuchen die Kommiſſarien im Domizil der Ger _ 
ſellſchaft die Rechnungen des vorhergehenden Jahres und erſtatten a 

er 
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uͤber der Generalverſammlung einen Bericht. Dieſer Bericht muß dem 
Verwaltungsrathe acht Tage vor der Verſammlung mitgetheilt werden. 
Die Generalverſammlung ertheilt oder verweigert nach Anhoͤrung oder 
Diskuſſion des Berichts die Decharge; 
e) Beſchlußnahme uͤber beſondere, von dem Verwaltungsrathe in der Ein— 
ladung zur Generalverſammlung etwa bezeichnete Gegenſtaͤnde. 


$. 30. 


Die außerordentlichen Generalverſammlungen beſchaͤftigen ſich nur mit 
Gegenſtaͤnden, die bei der Berufung bezeichnet ſind. 


$ 31. 


Die Protokolle der Generalverfammlungen werden gerichtlich oder nota⸗ 
riell aufgenommen und von dem Vorſitzenden und mindeſtens zwei Mitgliedern 
des Verwaltungsrathes, ſowie von denjenigen anweſenden Akkionairen, welche 

es wuͤnſchen, unterzeichnet. 


Titel VI. 
Bilanz, Dividende und Reſervefonds. 


$. 32. 


Am 30. Juni jeden Jahres wird eine Bilanz der Aktiva und Paſſiva 
der Geſellſchaft errichtet und in ein dazu beſtimmtes Buch eingetragen. Die⸗ 
ſelbe muß innerhalb dreier Monate beendigt ſein, und iſt durch die Geſell⸗ 
ſchaftsblaͤtter zu veröffentlichen. Bei Aufſtellung der Bilanz werden die Roh⸗ 
ſtoffe und Materialvorraͤthe und Aktien nach dem laufenden Werthe, und die 
Halbfabrikate und Fabrikate nach dem auf den laufenden Werth der Rohſtoffe 
baſirten Fabrikpreiſe berechnet. Wieviel von dem Werthe der Immobilien, 
Maſchinen und von zweifelhaften Forderungen abgeſchrieben werden ſoll, be— 
ſtimmt der Verwaltungsrath. f 

Der nach Abzug der Paſſiven, der Verwaltungs- und Betriebskoſten, 
ſowie aller ſonſtigen, das Unternehmen belaſtenden Ausgaben bleibende Ueber— 
ſchuß der Aktiven bildet den Jahresgewinn der Geſellſchaft. 


7 


H. 33. 


Von dem Jahresgewinne ſind zunaͤchſt mindeſtens zehn Prozent zum 
Reſervefonds abzufuͤhren. Die Generalverſammlung hat zu beſtimmen, wie 
viel von dem dann noch verbleibenden Reingewinne unter die Aktionaire ver⸗ 
theilt werden ſoll. Fuͤr die erſten zwei Jahre, vom Tage der erfolgten lan⸗ 
desherrlichen Genehmigung ab, werden jedoch die geleiſteten Einzahlungen mit 
fuͤnf Prozent verzinſt und von da an Dividenden gezahlt. er 

Fr. 4590.) 5 Die 
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Die Vorwegnahme zur Bildung des Reſervefonds hoͤrt auf, ſohald letz⸗ 
terer zwanzig Prozent des emittirten Aktienkapitals betraͤgt, und beginnt wie⸗ 
der, wenn er unter dieſen Betrag hinabſinkt. 


H. 34. 


Die Dividenden werden jaͤhrlich am 2. Januar gegen Einlieferung der 
ausgegebenen Dividendenſcheine ausgezahlt. Der Verwaltungsrath macht die 
Haͤuſer durch die Geſellſchaftsblaͤtter bekannt, bei welchen die Dividenden in 
Empfang zu nehmen ſind. 


$. 35. 


Die Dividenden verjahren zu Gunſten der Geſellſchaft nach Ablauf von 
fuͤnf Jahren, von dem Tage an gerechnet, an welchem dieſelben zahlbar ges 
ſtellt ſind. Dieſe Beſtimmung iſt auf der Ruͤckſeite der Dividendenſcheine wört- 
lich abzudrucken. | 


|“ Titel VII. 
Auflöfung der Geſellſchaft. 


H. 36. 


Von mindeſtens ſieben Mitgliedern des Verwaltungsrathes, oder von 
Aktionairen, welche zuſammen ein Drittel des Geſellſchaftskapitals beſitzen, kann 
der Antrag auf Auflöſung der Geſellſchaft geſtellt, die Aufloͤſung ſelbſt aber 
nur in einer beſonders dazu berufenen Generalverſammlung durch eine Mehr⸗ 
heit von drei Vierteln der anweſenden oder vertretenen Aktien, jede fuͤr Eine 
Stimme zaͤhlend, beſchloſſen werden. Dieſer Beſchluß bedarf der landesherr⸗ 
lichen Genehmigung. Außerdem tritt die Auflöfung der Geſellſchaft in den in 
dem Geſetze vom 9. November 1843. beſtimmten Fällen ein, und wird nach 
Maaßgabe der in dieſem Geſetze getroffenen Beſtimmungen bewirkt. 


| Titel VIII. 
Schlichtung von Streitigkeiten und Abaͤnderung der Statuten. 


H. 37. 


Streitigkeiten zwiſchen der Geſellſchaft und den Aktionairen duͤrfen, mit 
Ausnahme der im H. 8. erwaͤhnten Faͤlle, nur durch Schiedsmaͤnner entſchie⸗ 
den werden, von denen jeder Theil einen waͤhlt; doch kann die Zweckmaͤßigkeit 
einer Maaßregel des Verwaltungsrathes oder eines Beſchluſſes der General⸗ 
Verſammlung nicht Gegenſtand eines ſchiedsrichterlichen oder richterlichen Ver⸗ 
fahrens ſein. — Ein Obmann tritt nur dann hinzu, wenn die beiden Schieds⸗ 


maͤnner 
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maͤnner ſich innerhalb acht Tagen nicht einigen koͤnnen. In dieſem Falle er⸗ 
nennt das Königliche Bergamt zu Bochum den Obmann. Verzoͤgert einer 
der ſtreitenden Theile auf die ihm durch einen Notar oder gerichtlich inſinuirte 
Aufforderung des Gegners die Ernennung des Schiedsrichters laͤnger als acht 
Tage, ſo muß er ſich gefallen laſſen, daß der andere Theil beide Schiedsmaͤn— 
ner ernennt. Das Schiedsgericht hat ſeinen Ausſpruch ſpaͤteſtens innerhalb 
vier Wochen zu thun. Gegen den ſchiedsrichterlichen Spruch findet, den Fall 
der Nichtigkeit ausgenommen, kein Rechtsmittel ſtatt. 

Fuͤr das Verfahren der Schiedsrichter ſind die Beſtimmungen des 
$. 167. ff. Theil I. Titel 2. der Allgemeinen Gerichts-Ordnung maaßgebend. 


F. 38. 


Abaͤnderungen des Statuts koͤnnen in einer Generalverſammlung mit 
einer Mehrheit von drei Vierteln der anweſenden oder vertretenen Stimmen 
beſchloſſen werden, wenn ihr allgemeiner Inhalt bei der Einberufung angedeu⸗ 
tet war. Alle Abaͤnderungen des Statuts beduͤrfen der landesherrlichen Ge- 
nehmigung. ö 


Titel IX. 
Verhaͤltniß der Geſellſchaft zum Staate. 


$. 39. 


Die Koͤnigliche Regierung iſt befugt, einen Kommiſſar zur Wahrneh⸗ 
mung des Aufſichtsrechts für beſtaͤndig oder für einzelne Faͤlle zu beſtellen. 
Dieſer Kommiſſar kann nicht nur den Geſellſchaftsvorſtand, die Generalver— 
ſammlung oder ſonſtige Organe der Geſellſchaft gültig zuſammenberufen und 
ihren Berathungen beiwohnen, ſondern auch jederzeit von den Buchern, Rech⸗ 
nungen, Regiſtern und ſonſtigen Verhandlungen und Schriftſtuͤcken der Geſell⸗ 
ſchaft Einſicht nehmen, und alle Anſtalten der Geſellſchaft inſpiziren. 


H. 40. 


Die Geſellſchaft hat mit Ruͤckſicht auf die von ihr betriebenen Bergbau⸗, 
Huͤtten⸗ und anderen gewerblichen Unternehmungen fuͤr die kirchlichen und Schul⸗ 
Beduͤrfniſſe der von ihr beſchaͤftigten Arbeiter zu ſorgen, inſoweit die Verpflich⸗ 
tung dazu nach den beſtehenden geſetzlichen Beſtimmungen nicht Gemeinden 
oder anderen korporativen Verbaͤnden und Perſonen obliegt, oder dieſe dazu 
nicht im Stande find, auch zu den Koſten der Polizei- und Gemeinde-Verwal⸗ 
tung in angemeſſenem Verhaͤltniſſe beizuſteuern, und kann, ſofern dieſelbe ſich 
dieſer Verpflichtung entziehen ſollte, angehalten werden, fuͤr die gedachten Zwecke, 
ſowie noͤthigenfalls zur Gründung neuer Kirchen- und Schul-Syſteme diejeni⸗ 
gen Beitraͤge zu leiſten, welche von der Staatsregierung nach ſchließlicher Be⸗ 
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„„ | 
ſtimmung der betreffenden Reſſortminiſter und des Miniſters fuͤr Handel, Ge⸗ 
werbe und oͤffentliche Arbeiten fuͤr nothwendig erachtet werden. 


1 \ 
* 


Tranſitoriſche Beſtimmung. 


Bis nach erfolgter landesherrlicher Genehmigung führen die Herren: 
Wilhelm von Born zu Dortmund, 
Geheimer Kommerzienrath Conrad zu Berlin, 
Geheimer Regierungsrath Druckenmuͤller zu Dortmund, 
Rechtsanwalt Heintzmann zu Hamm, 
Guſtav Lehrkind zu Haspe, 
P. C. Schulte zu Gevelsberg, 
Franz Schulz zu Luͤnen, 
Buͤrgermeiſter Schulte zu Lippſtadt und 
Huͤttendirektor Weißmuͤller zu Huͤtte Weſtphalia, 


proviſoriſch die Geſchaͤfte des Verwaltungsrathes. Dieſelben ſind zugleich 


beauftragt und ermaͤchtigt, alle diejenigen Abaͤnderungen des Statuts und Zu⸗ 
ſaͤtze zu demſelben, welche die Königliche Staatsregierung etwa noch vorſchrei⸗ 
ben oder empfehlen wird, anzunehmen. Die Funktionen des proviſoriſchen Ver⸗ 
waltungsrathes dauern bis zur Einſetzung eines definitiven Verwaltungsrathes. 


Zur Wahl des letzteren hat der erſtere innerhalb vier Wochen nach erfolgter 


landesherrlicher Genehmigung eine Generalverſammlung zu berufen. 


Formular 
er SEELEN, 


Neu Schottland Berg- und Hütten⸗Aktienverein. 


Gegruͤndet durch notariellen Vertrag vom ‚ beftätigt durch Allerhoͤchſte 
Kabinetsorder vom „„ 5 


Ati 
über Zweihundert Thaler Preußiſch Kurant. 
Die Zahlung iſt mit Zweihundert Thaler geleiſtet. Der Inhaber hat 
alle ſtatutenmaͤßigen Rechte und Pflichten. 
Ausgefertigt Dortmund, den end 18 
Der Verwaltungsrath. 


2. der 


e 


ee 


2. der Dividendenſcheine. 
Neu Schottland Berg- und Hütten⸗Aktienverein. 


. Dividendenſchein 
zur Aft 


Inhaber empfaͤngt am 2. Januar gegen dieſen Schein an den 
ſtatutenmaͤßig bezeichneten Zahlſtellen die nach H. 33. des Statuts ermittelte 
Dividende für das Betriebsjahr ... 

Dortmund, den n „ 18. 


%% 
Neu Schottland Berg- und Hütten-Aktienverein. 


Anweiſung zum Empfang 
der Serie der Dividendenſcheine 
zur Aktie —9 


Inhaber empfaͤngt am gegen dieſe Anweiſung, 
gemaͤß H. 33. des Statuts, an den durch oͤffentliche Bekanntmachung bezeichne⸗ 
ten Stellen die Serie der Dividendenſcheine zur vorbezeichneten Aktie. 

Dortmund denn nnn; . 18.. 


Der Verwaltungsrath. 


(Nr. 4591.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 29. Dezember 1856., betreffend den Anſchluß des 
f Gemeindebezirks der Stadt Eilenburg an den Bezirk der Handelskammer 
der Stadt Halle und der Saaloͤrter im Regierungsbezirke Merſeburg. 


Ai Ihren Bericht vom 19. Dezember d. J. genehmige Ich den Anſchluß 
des Gemeindebezirks der Stadt Eilenburg an den Bezirk der Handelskammer 
der Stadt Halle und der Saalörter im Regierungsbezirke Merſeburg. Die 
Handelskammer ſoll hinfort aus zwölf Mitgliedern beſtehen, für welche ſechs 
Stellvertreter gewaͤhlt werden. Von dieſen ſind ſieben Mitglieder und drei 
Stellvertreter durch die Gewerb- und Handeltreibenden der Stadt Halle, zwei 
Mitglieder und ein Stellvertreter durch die Gewerb- und Handeltreibenden der 
anderen Saaloͤrter und drei Mitglieder und zwei Stellvertreter durch die Ge- 
werb- und Handeltreibenden der Stadt Eilenburg nach Vorſchrift der $$. 3. 
bis 5., 10. und 11. des Statuts vom 18. Oktober 1844. (Geſetz-Sammlung 
fuͤr 1844. S. 671.) zu waͤhlen. Der Gemeindebezirk der Stadt Eilenburg 
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bildet einen beſonderen Wahlbezirk; der dortige Buͤrgermeiſter leitet die Wahl⸗ 


handlung. Von den Mitgliedern aus Eilenburg fritt jährlich ein Mitglied 
aus der Handelskammer. Von den Stellvertretern ſcheidet im erſten und zwei⸗ 
ten Jahre je ein Stellvertreter aus Halle und einer aus Eilenburg, im dritten 


Jahre ein Stellvertreter aus Halle und einer aus den uͤbrigen Saaloͤrtern aus. 


Die den Austritt der Stellvertreter regelnde Beſtimmung des H. 12. des Sta⸗ 
tuts vom 14. Oktober 1844. iſt aufgehoben. N 
Dieſer Erlaß iſt durch die Geſetz- Sammlung zur öffentlichen Kenntniß 
zu bringen. | 
Charlottenburg, den 29. Dezember 1856. 


Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. 
An den Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


(Nr. 4592.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 29. Dezember 1856., betreffend die Verleihung der 
Staͤdte⸗Ordnung für die Rheinprovinz vom 15. Mai 1856. an die Ge⸗ 
8 meinden Zell, Trarbach und Cochem, Regierungsbezirks Coblenz. 
Ich will auf Ihren Bericht vom 24. Dezember d. J. den Staͤdten Zell, 
Trarbach und Cochem, im Regierungsbezirk Coblenz, welche auf dem Pro⸗ 
vinziallandtage im Stande der Staͤdte vertreten find, nach erfolgter 
Ausſcheidung aus den Buͤrgermeiſterei-Verbaͤnden, in welchen dieſelben zur 
Zeit mit Landgemeinden ftehen, beantragtermaaßen die Staͤdte⸗Ordnung fuͤr die 
Rheinprovinz vom 15. Mai 1856. hierdurch verleihen, und uͤberlaſſe Ihnen 
demgemaͤß bei Ruͤckſendung der Anlagen die weitere Verfügung. 
Dieſer Mein Erlaß iſt durch die Geſetz- Sammlung bekannt zu machen. 
Charlottenburg, den 29. Dezember 1856. 


Friedrich Wilhelm. 


1 v. Weſtphalen. 
An den Miniſter des Innern. 


Berichtigung. 


In dem Statut des Soldiner Entwaͤſſerungsverbandes vom 13. Oktober 
1856. (Geſetz⸗ Sammlung für 1856. S. 945.) muß es im H. 2. 3. 4. ſtatt 


„Lentzſee“ N 
heißen: „Leetzſee.“ 


Redigirt im Büreau des Staats-Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei. 
| (Rudolph Decker.) s 
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